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Zusammenfassung

Der Deutsche Wetterdienst (DWD) ist eine Bundesoberbehdrde und teilrechts-

fahige Anstalt des 6ffentlichen Rechts im Geschaftsbereich des Bundesministe-

riums flr Verkehr und digitale Infrastruktur. Er ist der nationale meteorologi-

sche Dienst der Bundesrepublik Deutschland. Der Bundesrechnungshof hat

geprift, wie der DWD die Korruptionspravention organisierte und die Vorgaben

zur Korruptionspravention in seinem Zustandigkeitsbereich umsetzte. Seine

Erkenntnisse hat er dem DWD mit Schreiben vom 18. April 2018 mitgeteilt.

Nach Auswertung der Stellungnahme des DWD vom 15. Juni 2018 stellt er das

Ergebnis abschlieBend fest.

0.1

0.2

Die Aufgaben der Korruptionspravention und der Internen Revision
ordnete der DWD einer Stabsstelle zu. Die Ansprechperson bestellte er
nicht férmlich. Der Bundesrechnungshof empfahl, die Aufgabenberei-
che der Korruptionspravention und der Internen Revision zu trennen.
Aufgaben und Zustandigkeiten der Ansprechperson sollten in einem
Bestellungsschreiben konkret festgelegt werden.

Der DWD erklarte, er habe zwischenzeitlich entsprechend den Anre-
gungen des Bundesrechnungshofes die Ansprechperson und deren Ver-
tretung mit konkreter Benennung der Aufgaben und Zustandigkeiten
formell bestellt. Die Aufgabenbereiche Innenrevision und Ansprechper-
son fur Korruptionspravention werde er organisatorisch trennen. Die
Ansprechperson werde der Stabsstelle ,Blro des Prasidenten™ zuge-
wiesen. Damit folgt der DWD den Empfehlungen des Bundesrech-
nungshofes. Im laufenden Prifungsverfahren ist dieser Punkt erledigt.
(Tz. 3.1)

Der DWD ermittelte in einer Gefahrdungsanalyse potentiell korrupti-
onsgefahrdete Arbeitsgebiete. Nach der Richtlinie der Bundesregierung
zur Korruptionspravention in der Bundesverwaltung sind jedoch be-
sonders korruptionsgefahrdete Arbeitsgebiete festzustellen. Die For-
mulierungen zum Feststellen einfacher oder besonderer Korruptions-
gefahrdungen fasste der DWD enger als vom Bundesministerium des
Innern empfohlen. Insbesondere lieB er den Aspekt einer mdglichen
Vorteilnahme durch Beschaftigte unbericksichtigt. Den in der Gefahr-

dungsanalyse ermittelten Grad der Korruptionsgefahrdung seiner Ar-


https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesbeh%C3%B6rde_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Anstalt_des_%C3%B6ffentlichen_Rechts

0.3

0.4

0.5

beitsgebiete stufte der DWD in der Risikoanalyse methodisch fehlerhaft
nachtraglich herab. Der Bundesrechnungshof empfahl, die Korrupti-
onsgefahrdung der Arbeitsgebiete richtlinienkonform neu festzustellen.
Der DWD will bis zum Jahresende eine den Vorgaben genligende Ge-
fahrdungsanalyse zur Identifizierung der Arbeitsgebiete durchfiihren,
die einer Detailprifung bei der Risikoanalyse unterzogen werden muss-

ten. Im laufenden Prifungsverfahren ist dieser Punkt erledigt. (Tz. 3.2)

Die Gefahrdungsanalyse des DWD identifizierte besonders korruptions-
gefahrdete Arbeitsgebiete in Gber 40 Organisationseinheiten. Der Risi-
koatlas kennzeichnet hingegen nur 14 Referate als besonders korrupti-
onsgefahrdet. Die Korruptionsgefahrdung der Geschaftsbereichs- und
Abteilungsleitungen wies er nicht aus. Der Risikoatlas sollte die beson-
ders korruptionsgefahrdeten Bereiche vollstandig abbilden, um Grund-
lage fur das Umsetzen korruptionspraventiver MaBnahmen zu sein.
Der DWD teilte mit, er werde den Risikoatlas Uberarbeiten. Dieser solle
der Behdrdenleitung aussagekraftig die korruptionsgefahrdeten Berei-
che sowie die SicherungsmaBnahmen darstellen. Der Bundesrech-
nungshof weist hochmals darauf hin, dass insbesondere die besonders
korruptionsgefahrdeten Arbeitsgebiete vollstandig abgebildet werden
sollten. Im laufenden Prifungsverfahren ist dieser Punkt erledigt.

(Tz. 3.3)

Der DWD dokumentierte seine Gefahrdungs- und Risikoanalyse llicken-
haft. Um Transparenz herzustellen und Anpassungen aufgrund von Or-
ganisations- oder Aufgabenanderungen zu erleichtern, sollte er sein
Vorgehen detailliert dokumentieren.

Der DWD teilte mit, er werde eine den Vorgaben genigende Gefahr-
dungsanalyse durchflihren, die identifizierten Arbeitsgebiete einer Risi-
koanalyse unterziehen und die erforderlichen SicherungsmaBnahmen
dokumentieren. Der Bundesrechnungshof erinnert daran, auch das
Vorgehen bei der Gefahrdungs- und Risikoanalyse zu dokumentieren.

Im laufenden Prufungsverfahren ist dieser Punkt erledigt. (Tz. 3.4)

Der DWD fuhrte Gefahrdungs- und Risikoanalysen in den Jahren 2006
und 2016 durch. Der Bundesrechnungshof empfahl, ressortinterne

Vorgaben zu beachten und klinftig nach spatestens funf Jahren erneut



0.6

0.7

0.8

eine Risikoanalyse durchzufiihren.
Der DWD will bis zum Jahresende eine Risikoanalyse durchfihren und
kinftig turnusgeman in einem Abstand von flinf Jahren wiederholen.

Im laufenden Prufungsverfahren ist dieser Punkt erledigt. (Tz. 3.5)

Uber bereits eingefiihrte SicherungsmaBnahmen hatte der DWD keinen
zentralen Uberblick. Haufig verzichtete er auf das Instrument der Per-
sonalrotation, ohne Grinde oder AusgleichsmaBnahmen zu dokumen-
tieren. Der Bundesrechnungshof empfahl, SicherungsmaBnahmen zu
Uberwachen. Zudem sollte der DWD die Verweildauer der Beschaftig-
ten auf einem besonders korruptionsgeféahrdeten Arbeitsgebiet begren-
zen, Grunde flUr einen zeitweiligen Verzicht auf eine Rotation dokumen-
tieren und wirksame AusgleichsmaBnahmen ergreifen.

Der DWD will ein Konzept mit vielféltigen SicherungsmaBnahmen erar-
beiten. Er wiederholte, dass er in vielen Bereichen stark spezialisierte
Beschaftigte einsetze. Eine Ausweitung der Aufgabenrotation werde
angedacht. Ob und wie eine Organisationsrotation moéglich sei, mulsse
im Einzelfall als ,ultima ratio™ geprift werden. Der Bundesrechnungs-
hof halt daran fest, dass das Instrument der Rotation eine besonders
effektive SicherungsmaBnahme darstellt. Mit Blick auf die Zusagen ist
der Punkt im laufenden Prifungsverfahren erledigt. (Tz. 3.6)

Der DWD trennte das Durchfihren von Vergabeverfahren organisato-
risch nicht von der spateren Abrechnung. Verschiedene Organisations-
einheiten beschafften GlUter und Dienstleistungen. Der Bundesrech-
nungshof empfahl, die Vergabedurchflihrung und die Abrechnung
baldmdglichst zu trennen.

Der DWD erklarte, er werde die Trennung gewahrleisten, indem er die
Rechnungslegung in einem Referat auBerhalb sowohl des Beschaf-
fungs- als auch des Liegenschaftsreferates zentralisiere. Im laufenden

Prifungsverfahren ist dieser Punkt erledigt. (Tz. 3.7)

Flr den jahrlichen Bericht Uber die Korruptionspravention in der Bun-
desverwaltung tUbermittelte der DWD unzutreffende Angaben. Der Bun-
desrechnungshof geht davon aus, dass die zugesagten MaBBnahmen zu
zutreffenden Daten fihren werden. Insoweit ist dieser Punkt im laufen-

den Prifungsverfahren erledigt. (Tz. 4)



1 Vorbemerkung

Der Deutsche Wetterdienst (DWD) ist eine Bundesoberbehdrde und teilrechts-
fahige Anstalt des 6ffentlichen Rechts im Geschaftsbereich des Bundesministe-
riums flr Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) mit Sitz in Offenbach am
Main. Daneben hat er als nationaler meteorologischer Dienst der Bundesre-
publik Deutschland mehrere Niederlassungen und Wetterwarten, zwei Obser-
vatorien und ein Schulungszentrum. Er gliedert sich in finf Geschaftsbereiche
mit etwa 2 300 Beschaftigten. Wichtige Aufgaben sind das Bereitstellen von
meteorologischen Dienstleistungen (z. B. Wettervorhersagen) flir die Allge-
meinheit und andere Nutzer (z. B. die Bundeswehr), ein Warndienst bei Un-
wetterlagen, die meteorologische Sicherung der Luft- und Seefahrt sowie wei-
tere Aufgaben im Katastrophen- und Umweltschutz. Grundlage seiner Tatigkeit

ist das Gesetz (iber den Deutschen Wetterdienst.!

Der Bundesrechnungshof hat geprift, wie der DWD die Korruptionspravention
organisiert und die Vorgaben zur Korruptionspravention flir seinen Zustandig-
keitsbereich umsetzt. Seine Erkenntnisse teilte er dem DWD am 18. April 2018
mit. Die Stellungnahme des DWD datiert vom 15. Juni 2018. Nach Auswertung
stellt der Bundesrechnungshof das Ergebnis des Priifungsverfahrens abschlie-
Bend fest.

2 Rechtlicher Rahmen der Korruptionspravention
2.1 Vorgaben der Bundesregierung und Umsetzungshilfen

Zur Vorbeugung gegen Korruption hat die Bundesregierung die , Richtlinie zur
Korruptionspravention in der Bundesverwaltung" (Richtlinie) einschlieBlich ih-
rer Anlagen erlassen.? Zusétzlich stellt das Bundesministerium des Innern, fir
Bau und Heimat (BMI) die ,,Empfehlungen zur Korruptionspravention in der

Bundesverwaltung" bereit.? Diese enthalten erlduternde Hinweise zu fast allen

Bestimmungen der Richtlinie.

! Gesetz Uiber den Deutschen Wetterdienst vom 10. September 1998 (BGBI. I S. 2871),
zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. I S. 2642).
Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionspravention in der Bundesverwaltung vom
30. Juli 2004 (Bundesanzeiger Nr. 148, S. 17745) mit dem Verhaltenskodex flr die Be-
diensteten (Anlage 1 zur Richtlinie) sowie dem Leitfaden fur Vorgesetzte und Behérden-
leitungen (Anlage 2 zur Richtlinie).

Empfehlungen zur Korruptionspravention in der Bundesverwaltung vom 9. Februar 2012,
Az.: O 4-013 001-1/3.
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Interministerielle Arbeitsgruppen erarbeiteten zudem Handreichungen zur
Feststellung besonders korruptionsgefahrdeter Arbeitsgebiete und zur Umset-
zung der Rotation in besonders korruptionsgefahrdeten Bereichen.* Diese

geben Hilfestellungen zu den Themen Gefahrdungsanalyse und Rotation.

2.2 Ressortspezifische Vorgaben

Im Jahr 2006 beschloss das BMVI mit den Geschaftsbereichsbehdrden ein
standardisiertes zweistufiges Verfahren flr das Erstellen von Gefahrdungs-
und Risikoanalysen. So wollte es fur seinen Geschaftsbereich einen einheit-
lichen und verbindlichen Standard sowie vergleichbare Darstellungen und

Ergebnisse erreichen.

Erganzend entwickelte das BMVI das Programm ,Gemeinsam gegen Korrupti-
on“.” In diesem Programm gibt es fiir seinen Geschéftsbereich u. a. das auf-
gabenbezogene Durchflihren von Gefahrdungs- und Risikoanalysen im Abstand
von funf Jahren vor. Ferner soll zur Korruptionspravention nach einem einheit-

lichen Fortbildungskonzept geschult werden.

3 Umsetzen der Korruptionspravention
3.1 Ansprechperson flr Korruptionspravention

Eine Stabsstelle ,,Innenprifung™ nimmt die Aufgaben der Korruptionspraventi-
on und der Internen Revision wahr. Die Stabsstelle umfasste neben einer Lei-
tung eine weitere Arbeitskraft, die die Funktion der Ansprechperson flir Kor-
ruptionspravention (Ansprechperson) wahrnimmt. Leitung und Arbeitskraft

vertraten sich in diesem Bereich gegenseitig.

Ein Bestellungsschreiben, das die Person und die Aufgaben der Ansprechperson
konkret auswies, erstellte der DWD nicht. Die zugeordneten Aufgaben der An-
sprechperson ergaben sich auch nicht aus der dem Bundesrechnungshof dazu
vorgelegten Dienstpostenbeschreibung. Diese weist die Teilaufgabe , Korrupti-
onsbekampfung" als , Mitwirkung bei der Erarbeitung von Richtlinien/Hand-

lungsanweisungen zur Korruptionsbekampfung einschl. evtl. Durchflihrung

* Handreichung der AG Standardisierung zur Feststellung besonders korruptionsgeféhrde-

ter Arbeitsgebiete vom 4. Januar 2012, Az.: O 4-013 001-1/6;

Handreichung der AG Rotation zur Umsetzung der Rotation in besonders korruptionsge-
fahrdeten Bereichen vom 10. Juni 2010, Az.: O 4-013 004/5.

~Gemeinsam gegen Korruption™ - Antikorruptionsprogramm des BMVI, Stand:

Oktober 2014.



von Schulungen™ aus. Fir die Korruptionsbekampfung bericksichtigte der DWD
einen Anteil von 10 % an der Gesamtarbeitszeit der Ansprechperson. Tatsach-
lich soll die Ansprechperson alle in Nr. 5.1 der Richtlinie aufgelisteten Aufgaben
wahrnehmen sowie die Gefahrdungs- und Risikoanalysen beim DWD durchfiih-
ren. Die notwendigen Zeitanteile fir die Wahrnehmung der Aufgaben hat der

DWD nicht bemessen.

Die Rolle und die Kontaktdaten der Ansprechperson wies der DWD in seinem
Geschaftsverteilungsplan nicht aus. Allein in einer hausinternen ,Beauftrag-
tenliste™ fUhrte er die Ansprechperson auf. Darliber hinaus machte er die Auf-
gaben der Ansprechpersonen den Beschaftigten nicht ausdriicklich bekannt,
sondern verwies im Intranet auf weiterfihrende, Uberwiegend ressortinterne
Links. Auch sein Internetauftritt enthielt keinen Hinweis auf die Ansprechper-

son.

Die Ansprechperson war Uber die persdnliche E-Mail-Adresse erreichbar; ein

Funktionspostfach flr die Korruptionspravention richtete der DWD nicht ein.

Die Leitung der Stabsstelle blieb ab dem Jahr 2015 dauerhaft unbesetzt. Die
weitere Arbeitskraft nahm die Funktion der Ansprechperson in den Jahren
2016 und 2017 insgesamt 15 Monate nicht wahr. Nach sechs Monaten be-
stimmte der DWD im Herbst 2016 einen Beschaftigten, einzelne Aufgaben

der Ansprechperson zu ubernehmen.

Bewertung:

Der Bundesrechnungshof wies darauf hin, dass die Ansprechperson auf ange-
messene Rahmenbedingungen angewiesen sei, um ihrer Schllsselrolle beim
Anwenden und Umsetzen der Richtlinie gerecht werden zu kénnen. Der DWD
habe es bisher aber versaumt zu bemessen, welche Zeitanteile er der An-
sprechperson zur Verfligung stellen muss, damit sie ihre Aufgaben erflillen

kénne.

Infolge der Vakanz der Stabsstellenleitung sei die Ansprechperson seit dem

Jahr 2015 allein fur die beiden wichtigen Aufgabenbereiche der Internen Revi-
sion und der Ansprechperson zustandig gewesen. Dies kdnnte eine richtlinien-
konforme Korruptionspravention erschwert haben. Die Vakanz habe auch zur
Folge gehabt, dass die Aufgaben der Ansprechperson mangels Stellvertretung

Uber mehrere Monate Uberhaupt nicht wahrgenommen worden seien.



Der Bundesrechnungshof wies darauf hin, dass eine eindeutige Ubertragung
von Aufgaben deren Wahrnehmung erleichtere. Die Aufgaben der Ansprechper-
son und ihrer Stellvertretung habe der DWD jedoch bisher weder klar definiert
noch in seinem Hause ausreichend bekannt gemacht. Seine Erlauterungen in
der Dienstpostenbeschreibung seien pauschal und beschrieben nicht die Aufga-
ben einer Ansprechperson. Durch das Bekanntmachen lediglich auf einer inter-
nen Beauftragtenliste sei zudem fiur potentielle externe Hinweisgeber nicht er-
kennbar, an wen sie sich wenden kénnten. Gerade von diesen kénnten wert-
volle Hinweise auf moégliche Korruptionsfalle gegeben werden. Ansprechperson
und Stellvertretung solle der DWD férmlich bestellen und die Bestellung be-

kannt machen.®

Das Blindeln der Aufgabenbereiche Korruptionspravention und Interne Revisi-
on in einer Organisationseinheit berge daneben die Gefahr von Interessenkon-
flikten. Denn die unmittelbar korruptionspraventiven Aufgaben der Ansprech-
person konkurrierten mit den pruferischen Ansatzen der Internen Revision,
korruptionsrelevante Tatbestdnde aufzudecken. Eine Aufgabenblindelung fiihre
dazu, dass Teile der Korruptionspravention selbst als wichtige Aspekte des in-
ternen Kontrollsystems ungeprift blieben. Eine Trennung beider Aufgaben
stehe einer kontinuierlichen und vertrauensvollen Zusammenarbeit von An-
sprechperson und Interner Revision dabei nicht entgegen. Auch das BMI gehe
in seinen Empfehlungen davon aus, dass die Aufgaben der Ansprechperson

getrennt von der Internen Revision wahrgenommen werden sollten.’

Der Bundesrechnungshof empfahl, die Aufgaben und Zustandigkeiten der An-
sprechperson in einem Bestellungsschreiben konkret festzulegen und diese
bekanntzumachen. Dies musse auch flr deren Stellvertretung gelten. Den flr
die Aufgaben der Ansprechperson bendétigten Zeitanteil sollte der DWD bemes-
sen und zur Verfigung stellen. Seinen Intranetauftritt zur Korruptionspraven-
tion sollte er um den konkreten Aufgabenkatalog der Ansprechperson sowie
um Informationen zu deren Erreichbarkeit erganzen. Damit auch fir AuBen-
stehende erkennbar wiirde, dass der DWD Korruptionspravention betreibe und
eine Ansprechperson flr Anfragen zur Verfligung stehe, sollte der DWD deren

Aufgaben und Kontaktdaten an geeigneter Stelle seiner Homepage ausweisen.

Entsprechend Ziffer 1 der Empfehlungen zu Nr. 5 der Richtlinie.
Ziffer 5 der Empfehlungen zu Nr. 5 der Richtlinie.
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Der Bundesrechnungshof empfahl ferner, die Aufgabenbereiche der Korrupti-
onspravention und der Internen Revision zu trennen sowie ein separates Funk-

tionspostfach flr die Korruptionspravention einzurichten.

Stellungnahme des DWD:

Der DWD erklarte, er habe zwischenzeitlich entsprechend den Anregungen des
Bundesrechnungshofes die Ansprechperson und deren Vertretung mit konkre-
ter Benennung der Aufgaben und Zustandigkeiten formell bestellt. Zeitgleich
seien die Dienstpostenbeschreibungen aktualisiert und Zeitanteile festgelegt
worden. Ferner habe er bereits ein Funktionspostfach Korruptionspravention

eingerichtet.

In Abstimmung mit dem BMVI werde er nunmehr die Aufgabenbereiche Innen-
revision und Ansprechperson flir Korruptionspravention organisatorisch tren-
nen. Mit dem Auflésen der Stabsstelle ,Innenrevision® werde er die Ansprech-
person der Stabsstelle ,Blro des Prasidenten™ zuweisen und die Innenrevision
bei dem Vorstandsmitglied Personal und Betriebswirtschaft anbinden. Im An-
schluss werde er die Beschaftigten informieren und die Ansprechperson sowohl

im Intranet als auch im Internet sichtbar darstellen.

AbschlieBende Wirdigung

Der DWD folgt den Empfehlungen des Bundesrechnungshofes. Im laufenden
Prifungsverfahren ist dieser Punkt erledigt.

3.2 Feststellen der Korruptionsgefahrdung
3.2.1 Grundlagen der Gefahrdungsanalyse

Fir die Gefahrdungsanalyse Ubersandte der DWD seinen Fihrungskraften u. a.
einen ,Fragebogen Korruptionspravention im DWD" (Fragebogen) mit Aus-
fullanleitung, Erlduterungen und Definitionen sowie Informationen zum Verfah-
ren. Mit den Fragebdgen wollte er feststellen, welche seiner Arbeitsgebiete

entweder als nicht oder als potentiell korruptionsgefahrdet einzustufen waren.

Die Fragen zur Korruptionsgefahrdung ihrer Arbeitsgebiete beantworteten die
Fihrungskrafte im Wege einer Selbsteinschatzung. Die ausgefiillten Fragebo-
gen wertete die Stabsstelle ,, Innenprifung" aus (Fremdeinschatzung). Die

Fremdeinschatzungen der Stabsstelle wichen nach Angaben des DWD fir kei-
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nes der mehreren hundert Arbeitsgebiete von den Selbsteinschatzungen der

Fihrungskrafte ab.

Bewertung

Der Bundesrechnungshof merkte an, dass nach der Richtlinie nur flr beson-
ders korruptionsgefahrdete Arbeitsgebiete das Durchfiihren von Risikoanalysen
zu priifen sei.® Als Vorstufe diene die Gefahrdungsanalyse dem Identifizieren
der Arbeitsgebiete, die einer Detailpriifung im Rahmen der Risikoanalyse un-
terzogen werden sollen.? Erst in der Risikoanalyse erfolge eine Detailbetrach-

tung der SicherungsmaBnahmen.

Der Bundesrechnungshof kritisierte, dass die Herangehensweise des DWD
diesen Vorgaben nicht entspreche. Eine , potentielle™ Korruptionsgefahrdung
umfasse sowohl die einfache als auch die besondere Korruptionsgefahrdung.
Durch sein Vorgehen beziehe der DWD in Risikoanalysen unndétigerweise auch
solche Arbeitsgebiete ein, die letztlich nicht als besonders korruptionsgefahr-

det einzustufen seien.

Zudem Uberzeugte den Bundesrechnungshof das Ergebnis des vom DWD ge-
wahlten Vorgehens bei der Fremdeinschatzung nicht. Er bezweifelte, dass bei
einem ordnungsgemaBen Vorgehen mehrere hundert Selbst- und Fremdein-

schatzungen Ubereinstimmen kénnten.

3.2.2 Feststellen der Gefahrdungsrisiken

Die Angaben der Fihrungskrafte in den Fragebdgen Ubertrug der DWD in eine
Abfrage-Matrix ,Risikoanalyse zur Erfassung der korruptionsgefahrdeten Auf-
gabenbereiche im DWD." Die Abfrage-Matrix listete Kriterien auf, bei deren
Vorliegen er Arbeitsgebiete als einfach oder besonders korruptionsgeféahrdet

bewertete.

Seine Formulierungen im Fragebogen und in der Abfrage-Matrix, mit denen
der DWD das Vorliegen einer einfachen Korruptionsgefahrdung feststellte,

stellte der Bundesrechnungshof in der folgenden Ubersicht dem Wortlaut der

IlO

Empfehlungen des BMI** gegenlber:

Richtlinie, a. a. O., Nr. 2 Satz 1f.

Handreichung zur Feststellung besonders korruptionsgefahrdeter Arbeitsgebiete,
a. a. 0., ziffer III., S. 6ff.

10 Ziffern 1.2 und 2.1a der Empfehlungen zu Nr. 2 der Richtlinie.

9
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Feststellen einer einfachen Korruptionsgefahrdung

Fragebogen

Abfrage-Matrix

Empfehlungen

Bestehen AuBBenkon-

takte zu Anderen,

die von Entschei-
dungen Vor- oder
Nachteile haben

kédnnen (Kontakte
mit externen Drit-

ten)?

Ist es mdglich, dass ein
auBerhalb des DWD stehen-

der Dritter einen materiellen
oder immateriellen Vorteil
erhalt oder ein Nachteil von
ihm abgewendet wird und
der Dritte in der Lage ware,
dem Beschaftigten einen
Vorteil zuzuwenden, auf den

dieser keinen Anspruch hat?

Durch entscheidungs-
erhebliches Verhalten
von Beschaftigten kon-
nen Andere Vorteile
von bedeutendem Wert

erhalten.

Ubersicht des Bundesrechnungshofes; Unterstreichungen sind hinzugefiigt.

Eine besondere Korruptionsgefahrdung lag nach der Abfrage-Matrix des DWD

vor, wenn neben dem Kriterium flr die einfache Korruptionsgefahrdung min-

destens eines von sechs weiteren Kriterien erfiillt war. Die folgende Ubersicht

enthalt die Formulierungen des DWD in den Fragebégen und den Abfrage-

Matrizen zu zwei dieser Kriterien sowie den Wortlaut der Empfehlungen'':

Feststellen einer besonderen Korruptionsgefahrdung

Fragebogen

Abfrage-Matrix

Empfehlungen

Informationen, die flr

(hier sind auch Mitarbei-
ter des DWD gemeint)?

Besteht Zugang zu Vor- Bearbeiten von Vor-

gangen mit vertraulichen | gdngen mit behdrden-

spezifischen Informati-

Andere von besonderer onen, die flur Dritte

Bedeutung sein kénnen nicht bestimmt sind.

Bearbeiten von Vorgan-
gen mit behdrdeninter-
nen Informationen, die
fir Andere nicht be-

stimmt sind.

11 Ziffer 2.1b der Empfehlungen zu Nr. 2 der Richtlinie.
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Werden Kontroll- und AuBenkontakte - auch | Tatigkeiten, die mit

Aufsichtstatigkeiten ge- durch Kontroll- und haufigen AuBenkontak-

genltber Anderen durch- | Aufsichtstatigkeiten. ten verbunden sind, vor

gefthrt? allem durch Kontroll-
und Aufsichtstatigkei-
ten.

Ubersicht des Bundesrechnungshofes; Unterstreichungen sind hinzugefiigt.

Bewertung

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes sind die Formulierungen des DWD
im Fragebogen und in der Abfrage-Matrix zum Feststellen einer einfachen Kor-
ruptionsgefahrdung deutlich enger gefasst als der Wortlaut der Empfehlungen.
Sie umfassten nur Geféhrdungsrisiken, die durch Korruptionshandlungen von
externen Dritten ausgingen. Dabei weise die Handreichung ausdriicklich darauf
hin, dass durch die Verwendung des Begriffes ,Andere" in den Empfehlungen
auch die Beschéftigten der Behdrde selbst einbezogen werden sollten.'? Durch
seine Vorgehensweise lasse der DWD bei der Korruptionspravention den As-
pekt einer mdglichen Vorteilnahme durch Beschéaftigte seines Hauses unbe-
ricksichtigt. Dies wiege umso schwerer, weil er in der Folge die betreffenden
Arbeitsgebiete von einer Prifung der besonderen Korruptionsgefahrdung und

ggf. der Notwendigkeit von SicherungsmaBnahmen ausnehme.

Seine im Fragebogen und der Abfrage-Matrix formulierten zusatzlichen Erfor-
dernisse flur das Vorliegen einer einfachen Korruptionsgefahrdung - wie z. B.
dass der Beschaftigte keinen Anspruch auf den zuzuwendenden Vorteil habe -
erschwerten angesichts des eindeutigen Wortlauts der Empfehlungen unnétig
die Analyse der Korruptionsgefahrdung seiner Arbeitsgebiete. Zudem enge der

DWD die erfassten Gefahrdungsrisiken weiter ein.

Auch seine Analyse einer besonderen Korruptionsgefahrdung sei zum Teil
deutlich enger angelegt, als es die Empfehlungen vorsahen. Insbesondere
verwende der DWD in seiner Abfrage-Matrix beim Kriterium des Bearbeitens
von Vorgangen mit behérdenspezifischen Informationen den Begriff ,Dritte".

Nach den Empfehlungen gehe es dabei aber um Vorgange, die flr ,Andere" -

12 Handreichung zur Feststellung besonders korruptionsgefahrdeter Arbeitsgebiete,
a. a. 0., zZiffer II. 1., Seite 4.
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also einschlieBlich der eigenen Beschaftigten — nicht bestimmt seien. Zudem
formuliere der DWD im Fragebogen zusatzlich das in den Empfehlungen nicht

vorgesehene Erfordernis einer ,besonderen™ Bedeutung der Informationen.

SchlieBlich stimmten seine Formulierungen im Fragebogen und in der Abfrage-
Matrix nicht Gberein. Durch die mehrfach nicht kompatiblen Formulierungen
sei zweifelhaft, inwieweit die Antworten in den Fragebdgen auf die Kriterien
der Abfrage-Matrix Ubertragbar seien und die Abfrage-Matrix die Ergebnisse

der Gefahrdungsanalyse richtig wiedergebe.

3.2.3 Herabstufen des Grades der Korruptionsgefahrdung

Den in der Gefahrdungsanalyse festgestellten Grad der Korruptionsgefahrdung
seiner Arbeitsgebiete bewertete der DWD in der Risikoanalyse mit Hilfe von
L~Erfahrungswerten®, Gesprachen mit Fihrungskraften oder gezielt ausgewahl-
ten Dienstpostenbeschreibungen neu. Dabei stufte er den Grad der Korrupti-
onsgefahrdung von Arbeitsgebieten nachtraglich herab. In Einzelféllen lieB er
von den Fuhrungskraften einen ,Auskunftsbogen zur Risikoanalyse" (Aus-
kunftsbogen) ausflillen. Darin fragte er u. a. nach eingefihrten Sicherungs-
maBnahmen flr das Arbeitsgebiet. Auch diese konnten zu einem Herabstufen

fihren.

Bewertung

Der Bundesrechnungshof wies darauf hin, dass die Risikoanalyse fir jedes zu-
vor ermittelte besonders korruptionsgefahrdete Arbeitsgebiet erfassen solle,
inwieweit durch vorhandene MaBnahmen die festgestellte Gefahrdung be-
grenzt werde oder noch Handlungsbedarf bestehe. Der in der Geféhrdungs-
analyse festgestellte Grad der Korruptionsgefahrdung einer Aufgabe andere
sich nicht aufgrund von ,Erfahrungswerten®, Gesprachen oder durch das Aus-
werten von Dienstpostenbeschreibungen. Auch SicherungsmaBnahmen kénn-
ten lediglich dazu beitragen, dass sich ein Korruptionsrisiko weniger wahr-
scheinlich verwirkliche. Eine besondere Korruptionsgefahrdung bleibe aber
weiterhin bestehen. Das Vorgehen des DWD, den Grad der Korruptionsgefahr-

dung seiner Arbeitsgebiete in der Risikoanalyse herabzustufen, sei fehlerhaft.

3.2.4 Zusammenfassende Empfehlung

Zusammenfassend merkte der Bundesrechnungshof an, dass das sachgerechte

Feststellen der nicht, einfach und besonders korruptionsgefahrdeten Arbeits-
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gebiete eine wesentliche Grundlage flr die wirkungsvolle Anwendung der
Richtlinie sei. Die Vorgehensweise des DWD beinhalte vielfaltige methodische
Fehler und Versaumnisse. Daher sei die Korruptionsgefahrdung der Arbeitsge-
biete richtlinienkonform neu festzustellen. Dabei sollte der DWD das in den
Empfehlungen und der Handreichung zur Feststellung besonders korruptions-

gefahrdeter Arbeitsgebiete konkretisierte Verfahren anwenden.
Der Bundesrechnungshof empfahl insbesondere,

e in der Gefahrdungs- und in der Risikoanalyse durchgangig Definitionen aus

den Empfehlungen und der Handreichung zu verwenden,

e die besondere Korruptionsgefahrdung der Arbeitsgebiete abschlieBend be-

reits in der Gefahrdungsanalyse festzustellen und

e den festgestellten Grad der Korruptionsgefahrdung in der Risikoanalyse

nicht nachtraglich herabzustufen.

3.2.5 Stellungnahme des DWD

Der DWD erklarte, bis zum Jahresende eine den Vorgaben gentigende Gefahr-
dungsanalyse zur Identifizierung der Arbeitsgebiete durchzuflihren, die einer

Detailprifung bei der Risikoanalyse unterzogen werden mussten.

3.2.6 AbschlieBende Wirdigung

Im laufenden Prifungsverfahren ist dieser Punkt erledigt.

3.3 Darstellen der Korruptionsgefahrdung im Risikoatlas

Seinen Risikoatlas erstellte der DWD ausschlieBlich auf der Basis seines Orga-
nigramms. Den von ihm festgelegten Grad der Korruptionsgefahrdung seiner
Organisationseinheiten wies er darin farblich aus.'® 14 Referate kennzeichnete
er im Risikoatlas als besonders korruptionsgefahrdet. Diese Referate hatten
jeweils einen einzelnen besonders korruptionsgefahrdeten Aufgabenbereich
(z. B. ,Vergabe o6ffentlicher Auftrage", ,Gutachten- und Sachverstandigen-
tatigkeit").

In den Abfrage-Matrizen hatte der DWD hingegen mehr als 300 Arbeitsgebiete

als besonders korruptionsgefdhrdet gekennzeichnet. Uber 40 Organisations-

3 Eine griine Einfarbung definierte der DWD im Risikoatlas als ,Keine Gefahrdung", eine
gelbe Einfarbung als ,Gefahrdung" und eine rote Einfarbung als ,besondere Gefahr-
dung®.
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einheiten enthielten mindestens ein besonders korruptionsgefahrdetes Ar-

beitsgebiet.

Im Risikoatlas wies der DWD Organisationseinheiten auch dann als nicht oder
einfach korruptionsgefahrdet aus, wenn die Abfrage-Matrix flr einzelne oder

mehrere Arbeitsgebiete eine besondere Korruptionsgefahrdung ergab.

Die erheblichen Abweichungen zwischen den Auswertungsergebnissen der Ab-
frage-Matrizen und der Anzahl der im Risikoatlas als besonders korruptionsge-
fahrdet wiedergegeben Organisationseinheiten konnte der DWD dem Bundes-
rechnungshof weder insgesamt noch in nachgefragten Einzelfallen plausibel
erldutern. Er konnte nicht ausschlieBen, dass sich besonders korruptionsge-
fahrdete Arbeitsgebiete in Organisationseinheiten befanden, die er im Risiko-

atlas als nicht oder einfach korruptionsgefahrdet kennzeichnete.

In allen finf Geschaftsbereichen und in der Uberwiegenden Zahl der Abteilun-
gen befand sich mindestens eine Organisationseinheit mit wenigstens einem
besonders korruptionsgefahrdeten Arbeitsgebiet. Flr viele Geschaftsbereichs-
und Abteilungsleitungen stellte der DWD eigene besonders korruptionsgefahr-
dete Aufgaben fest. Die Korruptionsgefahrdung der Geschaftsbereichs- und

Abteilungsleitungen wies er im Risikoatlas jedoch nicht aus.

Dem Risikoatlas war zudem nicht zu entnehmen, in welchen Organisationsein-
heiten sich Arbeitsgebiete befanden, deren Grad der Korruptionsgefahrdung
der DWD nachtraglich herabgestuft hatte. Vorhandene oder geplante Siche-

rungsmaBnahmen wies er nicht aus.

Bewertung

Der Bundesrechnungshof merkte an, dass der Risikoatlas die Behdrdenleitung
iber besonders korruptionsgefahrdete Bereiche informieren soll.* Er solle die
Korruptionsgefahrdung so darstellen, dass er die Grundlage flir das Umsetzen
korruptionspraventiver MaBnahmen bilden kénne. Dabei musse er nicht zwin-
gend aus einem einzelnen Dokument bestehen. Auch eine Zusammenstellung

mehrerer Dokumente kdnne einen Risikoatlas bilden.

Ein Risikoatlas allein auf der Basis eines Organigramms musse jeweils den

héchsten Grad der Korruptionsgefahrdung ausweisen, der innerhalb einer

4 Handreichung zur Feststellung besonders korruptionsgefahrdeter Arbeitsgebiete,
a. a. 0., Ziffer III. 3. c), Seite 15.
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Organisationseinheit festgestellt worden sei. In den 14 als besonders korrupti-
onsgefahrdet gekennzeichneten Referaten habe der DWD die besondere Kor-
ruptionsgefahrdung eines einzelnen Aufgabenbereiches auf die gesamte Orga-
nisationseinheit Ubertragen. Der Bundesrechnungshof bezweifelte, dass bei
Uber 300 Arbeitsgebieten in 40 Organisationseinheiten, die der DWD als be-
sonders korruptionsgefahrdet identifiziert hatte, nur 14 im Risikoatlas auszu-
weisen seien. Der DWD kdnne nicht gewahrleisten, dass im Risikoatlas samtli-
che Organisationseinheiten mit besonders korruptionsgefdhrdeten Arbeitsge-
bieten zu erkennen seien. Infolgedessen lieBe sich daraus die Notwendigkeit
korruptionspraventiver MaBnahmen nicht mit Sicherheit lickenlos ableiten.
Bereits vorhandene oder geplante SicherungsmaBnahmen sollten ebenfalls

erkennbar sein.

Ferner solle der Risikoatlas auch die Korruptionsgefahrdung der Geschaftsbe-
reichs- und Abteilungsleitungen wiedergeben. Allein die Feststellungen zur
Korruptionsgefahrdung der Geschaftsbereichs- und Abteilungsleitungen auf-
grund eigener Aufgaben hatte den DWD veranlassen muissen, diese im Risiko-
atlas darzustellen. Hinzu komme, dass der groBte Teil der Geschaftsbereichs-
und Abteilungsleitungen Organisationseinheiten mit besonders korruptionsge-

fahrdeten Arbeitsgebieten flhre.

Der Bundesrechnungshof wies darauf hin, dass ein Risikoatlas lediglich in Form
eines Organigramms ohne zusatzliche Erlduterungen zur vollstandigen Infor-
mation der Behdérdenleitung ungeeignet sei. Durch die Vorgehensweise des
DWD seien die Ergebnisse der Gefahrdungs- und Risikoanalyse lickenhaft dar-
gestellt.

Der Bundesrechnungshof empfahl, den Risikoatlas so zu gestalten, dass er vor
allem die besonders korruptionsgefahrdeten Bereiche sowie die Sicherungs-
maBnahmen vollstandig abbilde und so flir das Umsetzen korruptionspraven-

tiver MaBnahmen herangezogen werden kdnne.

Stellungnahme des DWD:

Der DWD teilte mit, er werde den Risikoatlas Uberarbeiten. Dieser solle der
Behdrdenleitung aussagekraftig die korruptionsgefahrdeten Bereiche sowie

bereits vorhandene bzw. geplante SicherungsmaBnahmen darstellen.
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AbschlieBende Wiirdigung:

Der Bundesrechnungshof weist nochmals darauf hin, dass der Risikoatlas ins-
besondere die besonders korruptionsgefahrdeten Arbeitsgebiete vollstandig
abbilden sollte. Nur dann kann der Risikoatlas Grundlage flr das Umsetzen
(weiterer) korruptionspraventiver MaBnahmen sein. Im laufenden Prifungs-

verfahren ist dieser Punkt erledigt.

3.4 Dokumentieren des Vorgehens

Anlasslich der Erhebungen des Bundesrechnungshofes belegte der DWD sein
Vorgehen in der Gefdahrdungs- und Risikoanalyse ausschlieBlich mittels aus-
geflllter Fragebdgen, Auswertungs-Matrizen, dem Risikoatlas und einzelnen
Auskunftsbégen. Aufzeichnungen zu seinen Gesprachen mit Fihrungskraften,
Fremdeinschatzungen oder Kriterien beim Herabstufen von Gefahrdungsgra-
den konnte er beispielsweise nicht vorlegen. Wie er den im Risikoatlas ausge-
wiesenen Grad der Korruptionsgefahrdung seiner Organisationseinheiten er-

mittelte, dokumentierte er ebenfalls nicht.

Bewertung:

Der Bundesrechnungshof merkte an, dass das zeitnahe und umfassende Do-
kumentieren des Vorgehens bei der Gefahrdungs- und Risikoanalyse mit ihren
Zwischen- und abschlieBenden Ergebnissen fir eine transparente und wir-
kungsvolle Korruptionspravention unerlasslich sei. Erst das Dokumentieren
von Einzelschritten und Entscheidungsgrundlagen mache die Bewertungen
nachvollziehbar. Dies erleichtere bei Organisationsanderungen oder Aufgaben-
verlagerungen auch ein Fortschreiben oder das erneute Uberpriifen des Grades
der Korruptionsgefahrdung. Bei einer ausreichenden Dokumentation lasse sich
selbst bei kleinen Veranderungen rasch feststellen, wie sich diese auf die be-

troffenen Arbeitsgebiete oder Dienstposten auswirkten.

In weiten Teilen sei nicht nachvollziehbar, ob das Vorgehen des DWD bei der
Gefahrdungs- und Risikoanalyse einheitlich und im Ergebnis schlissig gewesen

sei.

Der Bundesrechnungshof empfahl, das Vorgehen bei der Gefahrdungs- und

Risikoanalyse klinftig eingehend zu dokumentieren.
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Stellungnahme des DWD:

Der DWD teilte mit, er werde eine den Vorgaben genligende Gefahrdungsana-
lyse durchfiihren, die identifizierten Arbeitsgebiete einer Risikoanalyse unter-
ziehen und im Rahmen dessen auch die erforderlichen SicherungsmaBnahmen

festlegen und dokumentieren.

AbschlieBende Wiirdigung:

Der Bundesrechnungshof erinnert daran, dass der DWD auch die Gefahrdungs-
und Risikoanalyse dokumentieren sollte, um neben Zwischenschritten und ein-
zelnen Bewertungen das gesamte Vorgehen nachvollziehbar zu machen. Dies
erleichtert nicht zuletzt auch die Aufgabenwahrnehmung der Ansprechperson
und ihrer Stellvertretung. Im laufenden Prifungsverfahren ist dieser Punkt er-

ledigt.

3.5 Zeitlicher Abstand der Gefahrdungs- und Risikoanalysen

Zuletzt im Jahr 2006 hatte der DWD mehrere Abteilungen und Referate seines
Hauses im Rahmen einer Gefahrdungsanalyse als einfach oder besonders kor-

ruptionsgefahrdet eingestuft und eine Risikoanalyse durchgeflihrt.

Das BMVI hatte den DWD im August und November 2014 darauf hingewiesen,
dass eine von ihm vorgelegte Risikoanalyse aus dem Januar 2014 lediglich ei-
ne Fortschreibung der bereits vorliegenden Risikoanalyse gewesen sei. Ande-
rungen sowie Neufassungen der Empfehlungen und der Handreichung zur
Feststellung besonders korruptionsgefahrdeter Arbeitsgebiete hatte er dabei
nicht berilcksichtigt.

Im November 2015 unterrichtete der DWD seine Flihrungskrafte, dass er eine
neue ,Risikoanalyse der besonders korruptionsgefahrdeten Arbeitsgebiete™

durchfihren wolle.

Bewertung

Der Bundesrechnungshof wies darauf hin, dass nach den Empfehlungen bei
besonders korruptionsgefahrdeten Arbeitsgebieten nach spatestens flnf Jah-
ren gepriift werden solle, ob eine (erneute) Risikoanalyse durchzufiihren sei.'®
Diese Frist habe der DWD mit einem zehnjahrigen Zeitraum seit der vor-

hergehenden Risikoanalyse deutlich tUberschritten. Auch angesichts der im

15 Ziffer 3.1 der Empfehlungen zu Nr. 2 der Richtlinie.
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Jahr 2006 festgestellten Korruptionsgefahrdungen in seinem Hause sei ein
Wiederholen der Risikoanalyse in einem klirzeren Abstand geboten gewesen.
Der DWD habe zudem die Ressortvorgabe des BMVI in seinem Programm
~Gemeinsam gegen Korruption" nicht beachtet. Danach seien Risikoanalysen
im Abstand von funf Jahren nicht nur zu prifen, sondern obligatorisch durch-
zufihren. Der Bundesrechnungshof kritisierte, dass der DWD selbst nach der
unmissverstandlichen Aufforderung des BMVI Uber ein Jahr bendétigt habe, um
auf die Kritik an seinen Fortschreibungen mit einer neuen Gefahrdungs- und
Risikoanalyse zu reagieren. Letztlich diene es auch dem Schutz seiner Be-
schaftigten, wenn diese in einem Arbeitsumfeld tatig waren, das Korruption

bereits aus sich selbst heraus verhindere oder erschwere.

Der Bundesrechnungshof empfahl, insbesondere auch die ressortinternen Vor-
gaben zu beachten, und nach spatestens funf Jahren eine erneute Risikoanaly-

se durchzufihren.

Stellungnahme des DWD:

Der DWD sagte zu, zum Jahresende die Risikoanalyse abzuschlieBen und kiinf-

tig turnusgemaB im Abstand von finf Jahren durchzufiihren.

AbschlieBende Wirdigung:

Der DWD hat angeklndigt, der Empfehlung des Bundesrechnungshofes zu fol-

gen. Im laufenden Prifungsverfahren ist dieser Punkt erledigt.

3.6 Korruptionspraventive SicherungsmaBnahmen

Uber bereits eingefiihrte SicherungsmaBnahmen hatte der DWD keinen zentra-
len Uberblick. Er priifte weder deren Wirksamkeit, noch steuerte er das Einfiih-

ren und Umsetzen von SicherungsmaBnahmen.

Das Merkmal der besonderen Korruptionsgefahrdung erfasste der DWD als
Sonderfunktion in seinem Personalverwaltungssystem. Im Jahre 2016 waren
215 seiner Beschaftigten auf besonders korruptionsgefahrdeten Arbeitsplatzen

tatig. Bei 107 Beschaftigten betrug die Verweildauer mehr als finf Jahre.

Interne Anweisungen, die Verweildauer der Beschaftigten aus korruptionspra-
ventiven Grinden zu Uberwachen, die Notwendigkeit einer Rotation zu prifen

und entsprechende MaBBnahmen zu veranlassen, lagen nicht vor.
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Im Hinblick auf die Verweildauer seiner Beschaftigten hatte der DWD darauf
hingewiesen, dass in zahlreichen Arbeitsgebieten Spezialisten tatig seien, die
zum Teil aufgrund langjahriger spezifischer Erfahrungen schwer ersetzbar sei-
en. Zudem werde in manchen Arbeitsgebieten (z. B. im Justiziariat) eine Auf-

gabenrotation praktiziert.

In den vorgelegten Unterlagen zur Korruptionspravention dokumentierte der
DWD weder die Grinde fir eine fehlende Rotation noch AusgleichsmaBnah-

men.

Bewertung

Der Bundesrechnungshof hielt es im Sinne einer wirksamen Korruptionspra-
vention flr wichtig, dass der DWD praventive MaBnahmen in allen besonders
korruptionsgefahrdeten Arbeitsgebieten umsetzt und dies auch nachhalt. Als
zentrale MaBnahme sehe die Richtlinie dabei das Begrenzen der Verweildauer
der Beschaftigten vor; sie solle in der Regel eine Dauer von finf Jahren nicht

tiberschreiten.®

Ziel einer Rotation sei es, die Korruptionsrisiken zu begrenzen, die sich aus
Beziehungsgeflechten zwischen Beschaftigten und Dritten ergeben kénnten.
Denn mit zunehmender Verweildauer in derselben Tatigkeit nehme die Gefahr
zu, dass Beschéftigte auf korruptive Anbahnungsversuche eingingen.!’ Regel-

maBige Personalwechsel wirkten transparenzférdernd.

Indem der DWD bislang auf eine strukturierte Personalrotation aus korrupti-
onspraventiven Grunden verzichtet habe, sei er den Anforderungen der Richt-
linie nur unzureichend nachgekommen. Dies auch deshalb, da er weder den
Verzicht selbst in jedem Einzelfall begriindet habe, noch geeignete Aus-

gleichsmaBnahmen vornehme.

Eine reine Erfahrungsspezialisierung durch langjahrigen Einsatz in einem Auf-
gabengebiet reiche nicht aus, um (dauerhaft) auf eine Rotation zu verzich-
ten.'® Es empfehle sich, einen zusatzlichen Qualifizierungsaufwand oder eine
langere Einarbeitungszeit friihzeitig in die Personalplanung fir die betroffenen

Arbeitsgebiete einzubeziehen, um Rotationsmdglichkeiten zu schaffen.

' Richtlinie Nr. 4.2 Satz 1.

17 Handreichung der AG Rotation zur Umsetzung der Rotation in besonders korruptions-
gefahrdeten Bereichen, a. a. O., S. 3.

8 Handreichung der AG Rotation zur Umsetzung der Rotation in besonders korruptionsge-
fahrdeten Bereichen, a. a. O, S. 12f.
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Dadurch werde auch Vorsorge getroffen, dass eine wirksame Korruptionspra-
vention die Funktionsfahigkeit der Arbeitseinheiten nicht nachhaltig beein-

trachtige.

Neben einer Personalrotation sei auch ein Wechsel der besonders korruptions-
gefahrdeten Aufgabe auf einen anderen Arbeitsplatz mdglich (Aufgabenrotati-
on), wie der DWD es zum Teil bereits praktiziere. Den Dienststellen sei die
Wahl der im Einzelfall geeigneten Rotationsvariante dabei grundsatzlich freige-
stellt. Dass weder eine Aufgaben- noch eine Personalrotation mdéglich sei, soll-

te nur flr wenige Aufgabengebiete zutreffen.

Sollte in zu begriindenden Ausnahmefallen dennoch eine Rotation nicht durch-
fuhrbar sein, kdnnten ein Verlangern der Verweildauer und damit ein (zeitwei-
liger) Verzicht auf Rotation zuldssig sein.'® Dann seien allerdings geeignete

und wirksame AusgleichsmaBnahmen zur Korruptionsvorsorge zu treffen.

Je nach den Ergebnissen der Risikoanalyse sei zu prifen, wie die Aufbau-, Ab-
lauforganisation und/oder die Personalzuordnung zu dndern sei.?° Der fehlende
Uberblick iber die vorhandenen SicherungsmaBnahmen erschwere es dem

DWD aber, entsprechenden Handlungsbedarf zu erkennen.

Der Bundesrechnungshof empfahl, das elektronische Personalverwaltungssys-
tem zu nutzen, um die Verweildauer der Beschaftigten in besonders korrupti-
onsgefahrdeten Arbeitsgebieten zu Gberwachen. Dies ermégliche dem DWD
auch, in Spezialisierungsbereichen eine rechtzeitige Rotation vorzubereiten.
Dabei solle er beide Formen der Rotation erwagen. Bei einem zeitweiligen Ver-
zicht auf eine Rotation solle er die Grunde hierfir dokumentieren und wirksa-
me AusgleichsmaBnahmen sicherstellen. Ebenso empfahl der Bundesrech-
nungshof, SicherungsmaBnahmen flur alle besonders korruptionsgefahrdeten
Arbeitsgebieten zu erheben und zu dokumentieren. Wo der DWD Handlungs-
bedarf erkenne, solle er (weitere) SicherungsmaBnahmen einflihren. Er solle
auch prifen, ob die Aufbau-, Ablauforganisation und/oder die Personalzuord-

nung zu andern sei.

Stellungnahme des DWD:

Der DWD sagte zu, im Zusammenhang mit der Gefahrdungs- und Risikoanaly-

se ein Konzept mit vielfaltigen SicherungsmaBnahmen zu erarbeiten. Er wie-

19 Richtlinie Nr. 4.2 Satz 2.
20 Richtlinie Nr. 2 Satz 3.
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derholte, dass er in vielen seiner Bereiche stark spezialisierte Beschaftigte ein-
setze, die teilweise auch noch raumlich gebunden seien. Eine Ausweitung der
Aufgabenrotation werde angedacht. Ob und wie eine Organisationsrotation

mdglich sei, misse im Einzelfall als ,ultima ratio" geprft werden.

AbschlieBende Wiirdigung:

Der Bundesrechnungshof begriBt, dass der DWD ein Konzept mit Sicherungs-
maBnahmen erarbeiten will. Zugleich halt er daran fest, dass das Instrument
der Rotation eine besonders effektive SicherungsmaBnahme darstellt. Im lau-

fenden Prifungsverfahren ist der Punkt erledigt.

3.7 Grundsatzliche Trennung von Planung, Vergabe und Abrechnung

Nach der Richtlinie sind bei der Vergabe o6ffentlicher Auftrage die Vorbereitung,
Planung und Bedarfsbeschreibung einerseits und die Durchfiihrung von Verga-
beverfahren andererseits grundsatzlich organisatorisch zu trennen. Dies gilt

maéglichst auch fiir die spatere Abrechnung.?!

In einer Kontrollprifung im Jahr 2011 untersuchte das ehemalige Prifungsamt
des Bundes Koblenz (Prifungsamt), inwieweit der DWD die in einer vorherge-
henden Prifung festgestellten Mangel behoben hatte. Das Prifungsamt hatte
u. a. festgestellt, dass der DWD Vergaben in verschiedenen Organisationsein-
heiten durchgeflhrt hatte. Das Vorbereiten von Vergaben hatte der DWD vom
Durchflihren des Vergabeverfahrens und der spateren Abrechnung grundsatz-
lich richtlinienkonform organisatorisch getrennt. Jedoch hatte er die Vergabe-
durchflihrung und die spatere Abrechnung in einer Organisationseinheit unter
der Verantwortung einer Fihrungskraft belassen. Zudem hatte der DWD bei
den Beschaftigten seiner zentralen Beschaffungsstelle (nunmehr Referat

PB 23) auf Personal- oder Aufgabenrotationen zur Korruptionsvorsorge ver-

zichtet. Die Griinde hierfur hatte er nicht dokumentiert.

Das Prifungsamt hatte empfohlen, Beschaffungstatigkeiten organisatorisch an
madglichst wenigen Standorten zusammenzufassen. Auch hatte es angeregt,

die Vergabedurchfiihrung und Abrechnung durch das Andern organisatorischer
Zustandigkeiten zu trennen. Zudem sollte der DWD Personalrotationen im Be-
schaffungsbereich umsetzen oder alternativ die Méglichkeit von Aufgabenrota-

tionen prifen.

21 Richtlinie Nr. 11.2.
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Der Bundesrechnungshof stellte fest, dass weiterhin verschiedene Organisati-
onseinheiten Beschaffungen flr Guter und Dienstleistungen des DWD durch-

fuhrten. Das Referat PB 23 deckte dabei den GroBteil der Vergaben ab. Dane-
ben flihrten die Standorte und das Referat PB 24 nach vorheriger Budgetfrei-

gabe Beschaffungen durch.

Dem Referat PB 23 Ubertrug der DWD die Verantwortung fur das Beachten der
Grundsatze der Vergabe und der zugehdrigen Normen. Die Beschaftigten die-
ses Referates seien vergaberechtlich und zur Korruptionspravention geschult.
In seiner Gefahrdungs- und Risikoanalyse stufte der DWD das Arbeitsgebiet

Beschaffung als besonders korruptionsgefahrdet ein.

Die Abrechnung im Vergabeprozess ordnete der DWD weiterhin dem Sachge-
biet Rechnungslegung im Referat PB 23 zu. Der Empfehlung des Prifungsam-
tes folgte der DWD insoweit nicht. Eingehende Rechnungen priften zunachst
die Auftrag erteilenden Stellen formal. AnschlieBend wurden die Rechnungen
an die Rechnungslegung fur die Schlussbearbeitung Ubermittelt. Da das Refe-
rat PB 23 das Gros der Vergaben verantwortete, fand dieser Prozess im We-

sentlichen innerhalb derselben Organisationseinheit statt.

Die Verweildauer der mit Beschaffungsaufgaben betrauten Beschaftigten gab
der DWD mit mehr als finf Jahren an. Einen Ausgleich fur den Verzicht auf
Personalrotation will der DWD im Referat PB 23 durch Verzicht auf feste Zu-
standigkeitsbereiche erreichen. Er gab an, neu eingehende Beschaffungsan-

trage nach der Reihenfolge des Eingangs auf die Beschaftigten zu verteilen.

Anlasslich des laufenden Organisationsprojektes ,Optimierung des Beschaf-
fungsprozesses" beabsichtigte der DWD, die Prozesse und Schnittstellen des
Referates PB 23 zu prufen. Dazu will er auch das mdgliche Bliindeln weiterer
Aufgaben und ein Zuordnen der Rechnungslegung zu einer anderen Organi-

sationseinheit untersuchen.

Bewertung:

Der Bundesrechnungshof begriiBte das Vorhaben des DWD, das Blindeln sei-
ner Beschaffungstatigkeiten zu untersuchen. Dies wirde das Fachwissen zur
Vergabe auf eine Organisationseinheit weiter konzentrieren. In der Folge wa-

ren auch weniger Arbeitsgebiete besonders korruptionsgeféahrdet. Eine Rotati-
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on und das Mehr-Augen-Prinzip waren einfacher zu gewahrleisten. Der DWD

kdnnte zudem seine Beschaftigten flexibler einsetzen.

Das Vorgehen, Beschaffungsauftrage in der Reihenfolge des Posteingangs zu-
zuordnen, sehe der Bundesrechnungshof in Kombination mit einem wirksamen
Mehr-Augen-Prinzip im Referat PB 23 zunachst als geeignete korruptionspra-
ventive MaBhahme an. Dennoch halte er die Empfehlung des Prifungsamtes
Koblenz aufrecht, aufgrund der langen Verweildauer seiner Beschaftigten wei-

terhin auch eine Personalrotation anzustreben.

Hinsichtlich der Uberlegung des DWD, die Rechnungslegung aus dem Referat
PB 23 herauszuldsen, bat der Bundesrechnungshof, den Ergebnisbericht hierzu
zu Ubersenden. Er empfahl, die Vergabedurchfiihrung und die Abrechnung

baldmdéglichst zu trennen.

Stellungnahme des DWD:

Der DWD erklarte, die grundsatzliche Trennung von Planung, Vergabe und Ab-
rechnung zu gewahrleisten, indem er die Rechnungslegung in einem Referat
auBerhalb sowohl des Beschaffungs- als auch des Liegenschaftsreferates zent-

ralisieren werde.

AbschlieBende Wirdigung:

Der Bundesrechnungshof begriBt das Vorhaben des DWD, die Rechnungsle-
gung einer separaten Organisationseinheit zuzuordnen, und bittet, den Ergeb-
nisbericht Uber die baldige Zentralisierung der Rechnungslegung zu Ubersen-

den. Im laufenden Prufungsverfahren ist dieser Punkt erledigt.

4 Jahresberichte zur Korruptionspravention in der Bundes-
verwaltung

Zur Entwicklung und zu den Ergebnissen der Korruptionspravention in der
Bundesverwaltung berichtet das BMI jahrlich dem Rechnungsprifungsaus-
schuss des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages (Rechnungspri-
fungsausschuss). In diesen Jahresberichten stellt es Informationen zu den Ge-
schaftsbereichen aufgeteilt nach Behdrdenebenen (Ober-, Mittel- und Unter-
behdrden) dar. Fir seinen Bericht erhebt das BMI von den Bundesbehérden

bereitgestellte Daten zur Korruptionspravention.
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Der DWD Ubermittelte dem BMI u. a. Angaben zur Anzahl der Arbeitsgebiete
mit besonders korruptionsgefahrdeten Aufgaben, Griinde flr den Verzicht auf
Rotation und Angaben zu ergriffenen AusgleichsmaBnahmen. Der Bundesrech-
nungshof stellte jedoch fest (vgl. Tz. 3.3 und Tz. 3.5), dass der DWD weder
die Anzahl der besonders korruptionsgefahrdeten Arbeitsgebiete richtlinien-
konform ermittelte noch die Gefahrdungs- und Risikoanalysen zeitnah und um-
fassend aktualisierte. Ferner prifte er in der Vergangenheit Rotationsmaéglich-
keiten ausdricklich nicht aus korruptionspraventiven Griinden und dokumen-
tierte weder die Griinde flir den Verzicht auf Rotation noch die ggf. ergriffenen

AusgleichsmaBnahmen (vgl. Tz. 3.6).

Bewertung:

Der Bundesrechnungshof wies darauf hin, dass das BMI flir seinen Jahresbe-
richt auf zutreffende Angaben seitens der Behdrden angewiesen sei. Die An-
gaben des DWD flr den Jahresbericht deckten sich nur zum Teil mit den Er-
kenntnissen des Bundesrechnungshofes und gaben den Stand der Korrupti-

onspravention beim DWD nicht zutreffend wieder.

Die Ubermittelten unzutreffenden Daten verzerrten den Aussagegehalt des

Jahresberichts des BMI an den Rechnungsprifungsausschuss. Das Beachten
seiner Empfehlungen zum Umsetzen der Korruptionspravention trage somit
auch zu vollstandigen und korrekten Angaben im Jahresbericht der Bundes-

regierung bei.

Stellungnahme des DWD:

Der DWD ging auf die Feststellungen und Empfehlungen des Bundesrech-

nungshofes zu diesem Punkt nicht ein.

AbschlieBende Wiirdigung:

Der Bundesrechnungshof geht davon aus, dass die zugesagten MaBnahmen
nun zu zutreffenden Daten flihren. Insoweit ist dieser Punkt im laufenden Pru-

fungsverfahren erledigt.

Moebus Kamp



	0 Zusammenfassung
	0.1 Die Aufgaben der Korruptionsprävention und der Internen Revision ordnete der DWD einer Stabsstelle zu. Die Ansprechperson bestellte er nicht förmlich. Der Bundesrechnungshof empfahl, die Aufgabenbereiche der Korruptionsprävention und der Internen ...
	0.2 Der DWD ermittelte in einer Gefährdungsanalyse potentiell korruptionsgefährdete Arbeitsgebiete. Nach der Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung sind jedoch besonders korruptionsgefährdete Arbeitsgebiete fe...
	0.3 Die Gefährdungsanalyse des DWD identifizierte besonders korruptionsgefährdete Arbeitsgebiete in über 40 Organisationseinheiten. Der Risikoatlas kennzeichnet hingegen nur 14 Referate als besonders korruptionsgefährdet. Die Korruptionsgefährdung der...
	0.4 Der DWD dokumentierte seine Gefährdungs- und Risikoanalyse lücken-haft. Um Transparenz herzustellen und Anpassungen aufgrund von Organisations- oder Aufgabenänderungen zu erleichtern, sollte er sein Vorgehen detailliert dokumentieren.  Der DWD tei...
	0.5 Der DWD führte Gefährdungs- und Risikoanalysen in den Jahren 2006 und 2016 durch. Der Bundesrechnungshof empfahl, ressortinterne Vorgaben zu beachten und künftig nach spätestens fünf Jahren erneut eine Risikoanalyse durchzuführen.  Der DWD will bi...
	0.6 Über bereits eingeführte Sicherungsmaßnahmen hatte der DWD keinen zentralen Überblick. Häufig verzichtete er auf das Instrument der Personalrotation, ohne Gründe oder Ausgleichsmaßnahmen zu dokumentieren. Der Bundesrechnungshof empfahl, Sicherungs...
	0.7 Der DWD trennte das Durchführen von Vergabeverfahren organisatorisch nicht von der späteren Abrechnung. Verschiedene Organisationseinheiten beschafften Güter und Dienstleistungen. Der Bundesrechnungshof empfahl, die Vergabedurchführung und die Abr...
	0.8 Für den jährlichen Bericht über die Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung übermittelte der DWD unzutreffende Angaben. Der Bundesrechnungshof geht davon aus, dass die zugesagten Maßnahmen zu zutreffenden Daten führen werden. Insoweit ist di...

	1 Vorbemerkung
	2 Rechtlicher Rahmen der Korruptionsprävention
	2.1 Vorgaben der Bundesregierung und Umsetzungshilfen
	2.2 Ressortspezifische Vorgaben

	3 Umsetzen der Korruptionsprävention
	3.1 Ansprechperson für Korruptionsprävention
	3.2 Feststellen der Korruptionsgefährdung
	3.2.1 Grundlagen der Gefährdungsanalyse
	3.2.2 Feststellen der Gefährdungsrisiken
	3.2.3 Herabstufen des Grades der Korruptionsgefährdung
	3.2.4 Zusammenfassende Empfehlung
	3.2.5 Stellungnahme des DWD
	3.2.6 Abschließende Würdigung

	3.3 Darstellen der Korruptionsgefährdung im Risikoatlas
	3.4 Dokumentieren des Vorgehens
	3.5 Zeitlicher Abstand der Gefährdungs- und Risikoanalysen
	3.6 Korruptionspräventive Sicherungsmaßnahmen
	3.7 Grundsätzliche Trennung von Planung, Vergabe und Abrechnung

	4 Jahresberichte zur Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung



